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Mobilitätshilfen 
bei Epilepsie I
Der Weg zur Arbeit – Fahrten im 
Zusammenhang mit der Arbeitstätigkeit

Recht und Epilepsie

Erhebungen in den USA und in Deutsch-
land zeigen, dass zwischen 20 und 40% 
der Patienten, die nach den geltenden 
Führerscheinbestimmungen nicht fahr-
geeignet sind, dennoch ein Fahrzeug 
steuern [11]. Die Gründe dafür sind zu-
meist wirtschaftlicher Art [8, 4, 9]. Es 
ist deshalb nicht nur wichtig, die Patien-
ten auf die straf-, haftungs- und versi-
cherungsrechtlichen Konsequenzen un-
erlaubten Fahrens hinzuweisen [11], son-
dern ihnen auch praktische Hilfen anzu-
bieten [10]. Die beiden wichtigsten Hilfen 
im Zusammenhang mit der der Arbeits-
tätigkeit sind [12]:

a) die Bereitstellung eines Beförde-
rungsdienstes von der Wohnung zum 
Arbeitsplatz bzw. einer notwendigen 
Teilstrecke, die Kraftfahrzeug- (Kfz-)Hil-
fe, und

b) die Bereitstellung eines Fahrdiens-
tes für Fahrten im Rahmen der Arbeits-
tätigkeit, die Arbeitsassistenz.

Im Folgenden werden diese beiden 
Hilfen beschrieben und anschließend 
praktische Hinweise für die Beantragung 
gegeben.

Kraftfahrzeughilfe

Kraftfahrzeughilfe nach der Kraftfahr-
zeughilfeverordnung zur beruflichen Re-
habilitation [KfzHV i.V.m. § 33 (8) Abs. 1 
Sozialgesetzbuch (SGB) IX], d. h. ein fi-
nanzieller Zuschuss zur Beschaffung 
oder Umrüstung eines PKW, wird dann 
gewährt, wenn die Benutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel wegen der Schwere 

einer Behinderung nicht zumutbar ist. 
Im Rahmen der Härtefallregelung (§ 9 
KfzHV) kann ein Zuschuss für die Be-
förderung des behinderten Menschen 
zur Arbeit geleistet werden, wenn er ein 
Fahrzeug nicht selbst führen kann und 
auch nicht gewährleistet ist, dass ein 
Dritter das Fahrzeug für ihn führt. Bei 
Epilepsie ist dies z. B. der Fall, wenn auf-
grund der Anfallsfrequenz zu erwarten 
ist, dass während der Fahrt im öffentli-
chen Verkehrsmittel infolge eines An-
falls Hilflosigkeit auftritt oder die an-
fallskranke Person den Weg zu einem 
öffentlichen Verkehrsmittel nicht ohne 
erhebliche Schwierigkeiten oder nicht 
ohne Gefahren für sich oder andere zu-
rückzulegen vermag. Kraftfahrzeughil-
fe kann unter bestimmten Vorausset-
zungen auch dann bei Epilepsie geleistet 
werden, wenn am Wohnort keine öffent-
lichen Verkehrsmittel zur Verfügung ste-
hen, mit denen der Arbeitsplatz in ange-
messener Zeit erreicht werden kann. In 
letzterem Fall wird der Zuschuss u. U. 
nur für die Beförderung bis zur nächsten 
Haltestelle eines öffentlichen Verkehrs-
mittels bezahlt.

Leider wird die Kfz-Hilfe Personen 
mit Epilepsie von den jeweils zuständi-
gen Leistungsträgern nur zögerlich, d. h. 
zumeist erst im Widerspruchsverfahren 
oder gar nicht gewährt.

Eindeutig ist die Rechtslage, wenn die 
Behinderung so erheblich ist, dass sie al-
lein den behinderten Menschen zur Be-
nutzung eines Kfz zwingt. Dies ist laut 
Bundessozialgericht (BSG) immer dann 

der Fall, wenn durch das Versorgungs-
amt im Schwerbehindertenausweis das 
Merkzeichen G anerkannt wurde und 
es keine zumutbaren tatsächlich nutz-
baren, öffentlichen Verkehrsverbindun-
gen zwischen Wohnung und Arbeitsplatz 
oder Beförderungsdienste des Arbeitge-
bers oder sonstige Transportmöglich-
keiten gibt (BSG-Urteil vom 26.08.1992, 
Az. 9b RAr 14/91). Es ist dann auch un-
erheblich, ob es noch andere Gründe 
dafür gibt, warum Kfz-Hilfe erforder-
lich wird, z. B. ein Wohnort, an dem zu 
den erforderlichen Zeiten keine öffent-
lichen Verkehrsmittel fahren – Wider-
spruch und ggf. Klage ist deshalb drin-
gend zu empfehlen, wenn die Kfz-Hil-
fe abgelehnt wird, obwohl das Merkzei-
chen G vorliegt.

Auch wenn das Merkzeichen G nicht 
vorliegt oder wenn bisher kein Schwer-
behindertenausweis beantragt wurde, 
kann Kfz-Hilfe bewilligt werden. Häufig 
werden Anträge aber zunächst mit der 
folgenden (Standard-)Begründung ab-
gelehnt: „Nach unseren Feststellungen 
sind Sie in der Lage, Ihren Arbeitsplatz 
trotz der gesundheitlichen Einschrän-
kungen mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zu erreichen, weil Sie die Fußwege 
zur Haltestelle zurücklegen und öffent-
liche Verkehrsmittel benutzen können. 
Wenn diese Verkehrsmittel zu ungünsti-
gen Zeiten verkehren, ist dieses unerheb-
lich, weil Sie auch ohne Ihre Behinde-
rung auf die Benutzung eines Kraftfahr-
zeuges angewiesen wären“. Auch in die-
sem Fall sollte Widerspruch eingelegt 

58 |  Zeitschrift für Epileptologie 1 · 2011



und darauf verwiesen werden, dass im 
oben zitierten BSG-Urteil ausdrücklich 
festgestellt wird, dass kein kausaler Zu-
sammenhang zwischen der gesundheitli-
chen Einschränkung und dem Angewie-
sensein auf Kfz-Hilfe (einen Transport-
dienst) bestehen muss. Voraussetzung ist 
vielmehr, dass die Behinderung so erheb-
lich ist, dass sie allein geeignet ist, den 
Behinderten zur Benutzung eines Kfz zu 
zwingen (BSG-Urteil vom 26.08.1992, 
Az. 9b RAr 14/91). Dies könnte z. B. 
auch bei seltenen, aber im Hinblick auf 
die Teilnahme am Verkehr auf öffentli-
chen Straßen sehr gefährlichen Anfällen 
gegeben sein, bei denen der Betroffene 
los- oder weiterläuft oder vom Bürger-
steig in den Verkehr hineinfallen kann, 
oder bei Anfällen, die bei den uninfor-
mierten Mitfahrern in öffentlichen Ver-
kehrsmitteln negative Reaktionen pro-
vozieren können, z. B. bei Entkleiden 
im Anfall (http://www.deutsche-ren-
tenversicherung-regional.de/Raa/Raa.
do?f=KFZHVR0&a=true; [5]). Ob an-
dere Gegebenheiten eine Rolle spielen, 
z. B. das Fehlen öffentlicher Verkehrs-
mittel am Wohnort, mit denen in einer 
zumutbaren Zeit der Weg zur Arbeit und 
wieder nach Hause zurückgelegt werden 
kann, ist dann unerheblich. In einem wei-
teren Urteil des BSG wurde entschieden, 
dass es darauf ankommt, ob die betref-
fende Person unter Würdigung der kon-
kreten Situation aufgrund ihrer Behinde-
rung den Weg bis zu einer Haltestelle öf-
fentlicher Verkehrsmittel nicht bewälti-
gen kann. Auch daraus könnte sich bei 
einer Person mit Epilepsie die Notwen-
digkeit von Kfz-Hilfe ergeben, z. B. wenn 
eine verkehrsreiche Straße ohne Ampel, 
ein unbeschrankter Bahnübergang über-
quert werden müssen oder wenn die 
Fahrzeiten mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zur Arbeitsstelle und zurück aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht zumutbar 
sind (BSG, 21.03.2001, Az. B 5 RJ 8/00 R).

Es sollte auch angeführt werden, dass 
bei keiner anderen Erkrankung/Behinde-
rung das Symptom so eng mit der Fahr-
untauglichkeit verknüpft ist wie bei den 
Epilepsien, und Menschen mit Epilepsie 
deshalb in ganz besonderer Weise auf die 
Kfz-Hilfe angewiesen sind.

Zu verweisen ist zudem auf die Leit-
linien zur sozialmedizinischen Beurtei-

lung bei neurologischen Krankheiten der 
Deutschen Rentenversicherung Bund 
vom 08.07.2010; hier heißt es im Hin-
blick auf die Leistungen zur Teilhabe: 
„Ist die Nutzung eines Kraftfahrzeugs 
zum Erreichen des Arbeitsplatzes erfor-
derlich, ist im Einzelfall zu überprüfen, 
ob durch einen Beförderungskostenzu-
schuss im Rahmen der Kfz-Hilfe zumin-
dest während der vorgeschriebenen Be-
obachtungszeit die Fahrten zur und von 
der Arbeit ermöglicht werden können“ 
(http://www.deutsche-rentenversiche-
rung.de/, Stichwörter: sozialmedizinische 
Beurteilung, neurologische Erkrankung; 
[6]). In dieser Empfehlung wird nicht auf 
den Schwerbehindertenausweis und auf 
das Merkzeichen G Bezug genommen.

Praktische Hinweise. Die Kfz-Hilfe ist 
eine Leistung zur beruflichen Rehabili-
tation (Teilhabe am Arbeitsleben) und 
wird vom jeweils zuständigen Rehabi-
litationsträger erbracht. Dies kann die 
Agentur für Arbeit, die Rentenversi-
cherung oder die gesetzliche Unfallver-
sicherung sein. Diese Hilfe ist grund-
sätzlich unabhängig von einem Schwer-
behindertenausweis und dem Merkzei-
chen G. Allerdings ist beim Vorliegen 
des Merkzeichens die Durchsetzung auf-
grund der bereits vorliegenden Gerichts-
urteile (s. oben) einfacher. Die betreffen-
de Person muss einen Antrag auf Teilha-
be am Arbeitsleben stellen und darin als 
gewünschte Leistung Kfz-Hilfe ange-
ben. Zusätzlich sind Formulare auszu-
füllen, in denen die Gemeinde die Ent-
fernung vom Wohnort zur Arbeitsstät-
te und mögliche/fehlende Verbindungen 
mit dem öffentlichen Nahverkehr bestä-
tigt bzw. einträgt. Den Antragsformula-
ren ist eine ärztliche Stellungnahme bei-
zufügen, aus der hervorgeht, dass kei-
ne Fahreignung vorliegt, wenn möglich 
auch, wie lange das voraussichtlich der 
Fall sein wird und dass die Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel für den Weg 
zur Arbeit aus gesundheitlichen Grün-
den nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist. Eine zunächst befristete Gewährung 
kann ggf. über Jahre verlängert werden. 
Bei Bewilligung von Kfz-Hilfe wird von 
dem Antragsteller ein Eigenanteil – ab-
hängig vom Einkommen – verlangt. Bei 
der Beantragung von Kfz-Hilfe sollte ein 

Sozialarbeiter beratend mitwirken, da 
die Hilfe u. U. erst im Widerspruchsver-
fahren gewährt wird.

Arbeitsassistenz

Unter Arbeitsassistenz [§ 33 (8) Abs. 3 
i.V.m. § 102 (4) SGB IX] wird eine dauer-
hafte, regelmäßige und zeitlich nicht 
nur wenige Minuten täglich anfallende 
Unterstützung am Arbeitsplatz verstan-
den [3]. Arbeitsassistenz setzt voraus, 
dass die betreffende Person als schwer-
behinderter Mensch anerkannt ist, al-
so einen Schwerbehindertenausweis hat 
und in der Lage ist, den das Beschäfti-
gungsverhältnis prägenden Kernbereich 
der geschuldeten Arbeitsaufgaben selbst-
ständig zu erledigen. Das heißt, die As-
sistenz bezieht sich insbesondere auf 
Hilfstätigkeiten bei der Erbringung der 
seitens der schwerbehinderten Men-
schen arbeitsvertraglich/dienstrechtlich 
geschuldeten Arbeitsleistung [7]. Zu den 
im Rahmen einer Arbeitsassistenz geleis-
teten Hilfen zählt auch das Steuern eines 
Pkw, wenn die betreffende Person nicht 
in der Lage ist, selbstständig ein Fahr-
zeug zu lenken, und das Fahren nicht prä-
gender Bestandteil der beruflichen Tätig-
keit ist.

Bei arbeitslosen schwerbehinderten 
Menschen ist Arbeitsassistenz eine Re-
habilitationsleistung (Leistung zur Teil-
habe am Arbeitsleben), um ein Beschäf-
tigungsverhältnis zu begründen. Bei 
schwerbehinderten Menschen mit einem 
Beschäftigungsverhältnis wird Arbeits-
assistenz als Leistung zur Erhaltung des 
Arbeitsplatzes im Rahmen der beglei-
tenden Hilfen vom zuständigen Integra-
tionsamt gewährt.

Unabhängig davon, wer der Leis-
tungsträger ist und um welche Form der 
Arbeitsassistenz es sich handelt, wird sie 
immer durch das Integrationsamt orga-
nisiert. Da nur Personen, die als schwer-
behindert anerkannt sind, Arbeitsassis-
tenz erhalten können, ergibt sich eine 
schwerwiegende Regelungslücke für 
Menschen, die einen ersten epilepti-
schen Anfall erlitten haben und für eine 
gewisse Zeit nicht fahrgeeignet sind. 
Nach den bestehenden Begutachtungs-
leitlinien im Schwerbehindertenrecht 
wird ihnen in der Regel der Schwerbe-
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hindertenstatus aufgrund eines einzigen 
Anfalls nicht zuerkannt. Wenn allerdings 
nach dem ersten Anfall schon eine medi-
kamentöse Behandlung eingeleitet wer-
den muss, folgt daraus nach den Anhalts-
punkten für die ärztliche Gutachtertätig-
keit ein Grad der Behinderung von 30 
(vgl. http://anhaltspunkte.vsbinfo.de/ [1], 
http://vmg.vsbinfo.de/ [2]). Dieser wie-
derum ermöglicht dann einen Antrag auf 
Gleichstellung mit einem Schwerbehin-
derten bei der zuständigen Agentur für 
Arbeit. Personen, die einem Schwerbe-
hinderten gleichgestellt sind, kann eine 
Arbeitsassistenz bewilligt werden.

Leistungen für eine Arbeitsassistenz 
werden in der Regel als Budgetleistung 
vergeben; dies richtet sich nach dem Um-
fang des zeitlichen Bedarfs. Nach Aus-
kunft des Integrationsamts Münster sind 
zwischen EUR 250 und 1100 als monatli-
ches Budget möglich.

Arbeitsassistenz bei Tätigkeiten mit 
regelmäßigem Fahren, obwohl das 
Fahren nicht der Hauptzweck ist

Beispiele
Ein Außendienstmitarbeiter muss regel-
mäßig seine Kunden mit dem Pkw auf-
suchen; dies ist aufgrund einer neu diag-
nostizierten Epilepsie und der damit ver-
bundenen zunächst fehlenden Fahreig-
nung nicht mehr möglich. Die Prognose 
auf langfristige Anfallsfreiheit ist gut und 
damit auch die Perspektive, dass er seine 
Tätigkeit wieder in vollem Umfang ohne 
Unterstützung verrichten können wird. 
Eine Arbeitsassistenz könnte hier bedeu-
ten, dass ein Fahrer bis zu ganztägig zur 
Verfügung stehen muss.

Ein Handwerker mit einer neu auf-
getretenen Epilepsie, der im Besitz des 
„alten“ Führerscheins 3 ist, hat für sei-
ne Fahrten zur Baustelle bzw. zu Kunden 
einen 7,5-Tonner genutzt. Auch wenn 
er unter der medikamentösen Therapie 
rasch anfallsfrei wird, kann er über vie-
le Jahre sein Fahrzeug nicht mehr selbst-
ständig lenken, da seit 1998 für 7,5-Ton-
ner eine Fahrerlaubnis der Führerschein-
gruppe 2 Voraussetzung ist, die er in ab-
sehbarer Zeit nicht mehr erfüllen können 
wird (5 Jahre ohne Anfälle ohne medika-
mentöse Therapie). Auch in solch einem 
Fall kann über das Integrationsamt über 

die Arbeitsassistenz eine individuelle Lö-
sung gefunden werden (Auskunft des In-
tegrationsamts Münster).

Praktische Hinweise. Wenn ein Be-
schäftigungsverhältnis besteht, kann eine 
Arbeitsassistenz direkt beim zuständi-
gen Integrationsamt beantragt werden. 
Dort bekommt man auch Informatio-
nen über die notwendigen Unterlagen, 
z. B. ein ärztliches Attest, in dem fest-
gestellt wird, dass Fahreignung zurzeit 
nicht besteht und (falls das möglich ist), 
ab wann voraussichtlich diese wieder ge-
geben ist. Wenn kein Beschäftigungsver-
hältnis besteht, muss Arbeitsassistenz im 
Rahmen der Stellensuche bei der zustän-
digen Agentur für Arbeit oder beim zu-
ständigen Rentenversicherungsträger be-
antragt werden.

Nach den Erfahrungen der Auto-
ren ist die Beantragung einer Arbeits-
assistenz für notwendige Fahrten einer 
epilepsiekranken Person während der 
Arbeitszeit mit weniger Schwierigkeiten 
verbunden als die Beantragung eines Be-
förderungszuschusses im Rahmen von 
Kfz-Hilfe. Es ist dennoch empfehlens-
wert, die Hilfe mit Unterstützung eines 
Sozialarbeiters zu beantragen.
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